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Landratsamt
Unstrut-Hainich-Kreis
Landratsamt Unstrut-Hainich-Kreis • Postfach 1142 • 99961 Mühlhausen

Bereich: Fachdienst Bau und Umwelt
bauwerk. INNOVATIV Untere Bauaufsichtsbehörde
Herr Architekt Thomas Richwien Dienstgebäude: 99947 Bad Langensalza
OT Lengenfeld unterm Stein Thamsbrücker Straße 20
Bahnhofstraße 41 Auskunft erteilt: Herr Gemmel
99976 Südeichsfeld Zimmer: G-209

Telefon: 03601/802794
Telefax: 03601/80132794

E-Mail: s.gemmel@uh-kreis.de
Diese E-Mail-Adresse dient ausschließlich der einfachen elektronischer
Kommunikätion und nicht dem elektronischen Rechtsverkehr.

Unsere Zeichen/Aktenzeichen . Ihre Zeichen, Ihre Nachricht vom Datum

00955-21-34 03.09.2021

Grundstück Südeichsfeld OT Lengenfeld/Stein, Auf dem Schafhof
Gemarkung Lengenfeld/St. Lengenfeld/St. Lengenfeld/St. Lengenfeld/St. Lengenfeld/St. Lengenfeld/St.
Flur 2 2 2 2 2 2
Flurstück 141/4 143/9 151 226/3 289/152 83/23

Aufstellung des Bebauungsplanes "Auf dem Schafhof ll" der Gemeinde Südeichsfeld
Vorhaben 0T Len9enfeld unterm Stein 

or a 8n hier: Förmliche Beteiligung nach § 4 Abs. 2 BauGB 
Gesamtstellungnahme

Sehr geehrte Damen und Herren,

in Bezug auf Ihre Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme vom 30.07.2021 bezüglich der Aufstellung 
des Bebauungsplanes „Auf dem Schafhof ll“ in Lengenfeld unterm Stein - hier: förmliche Beteiligung nach 
§ 4 Abs. 2 BauGB - übersenden wir Ihnen nachfolgende Stellungnahme:

1. □ keine Äußerung/keine Bedenken/keine Betroffenheit

1.1 Immissionsschutz

El Keine Betroffenheit durch die vorgesehene Planung.

1.2 Verkehr

El Keine Einwände durch die vorgesehene Planung.

2. □ Einwendungen mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen,
die ohne Zustimmung, Befreiung o. ä. in der Abwägung nicht überwunden werden können 
(bitte als 3 Rubriken ausfüllen)

a) Einwendung
b) Rechtsgrundlage
c) Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen)

3. □ Fachliche Stellungnahme

Landratsamt Unstrut-Hainich-Kreis v Bankverbindung
99974 Mühlhausen, Lindenbühl 28/29 Sparkasse Unstrut-Hainich
Telefon: 03601 800, Fax:03601/80108t IBAN: DE37 8205 6060 0511 0078 76
Verwaltungsbereich Bad Langensalza
Telefon: 03601/800
E-mail: ooststelle@uh-kreis.de
De-Mail: kontakt@unstrut-hainich-kreis.de-mail.de
Internet: www.unstrut-hainich-kreis.de

Servicezeiten 
Mo keine
Di 09.00-12.00 Uhr

14.00- 18.00 Uhr 
Mi keine
Do 09.00-12.00 Uhr

14.00- 16.00 Uhr 
Fr keine

Fahreriaubniswesen 
Mo keine
Di 09.00-12.00 Uhr

14:00-18.00 Uhr 
Mi keine
Do 09.00-12.00 Uhr

14.00-16.00 Uhr 
Fr 09.00-12.00 Uhr

KFZ-Zu!assung 
Mo 08.00-12.00 Uhr
Di 08.00-12.00 Uhr

13:30-18.00 Uhr 
Mi 08.00-12.00 Uhr
Do 08.00-12.00 Uhr

13:30-16.00 Uhr 
Fr 08.00-12.00 Uhr

Ust-ldNr.: DE150391160

mailto:s.gemmel@uh-kreis.de
mailto:ooststelle@uh-kreis.de
mailto:kontakt@unstrut-hainich-kreis.de
http://www.unstrut-hainich-kreis.de
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□ Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren 
können, mit Angabe des Sachstandes

Kl Sonstige fachliche Informationen aus der eigenen Zuständigkeit zu dem o. g. Plan, 
gegliedert nach Sachkomplexen, jeweils mit Begründung und ggf. Rechtsgrundlage

3.1 Abfall

Gegen das o.g. Vorhaben bestehen aus abfallrechtlicher Sicht ke.ine Bedenken.
Die Festlegung von abfallrechtlichen Nebenbestimmungen ist nicht erforderlich sofern 
die nachfolgenden Hinweise Beachtung finden:

1. Die bei Erschließungs-, Sanierungs-, Rückbau- und sonstigen Baumaßnahmen anfallenden 
Abfälle sind getrennt zu halten (Vermischungsverbot), zu deklarieren und umgehend, 
spätestens jedoch nachdem eine vollständige Transporteinheit angefallen ist, 
ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. In Abhängigkeit von der Schadstoffbelastung 
sind diese Abfälle vor der Entsorgung den entsprechenden Abfallschlüsselnummern gemäß 
der Abfallverzeichnis-Verordnung (AW) zuzuordnen. Der Transport von Abfällen unterliegt 
Anzeige-, Erlaubnis-, und Kennzeichnungspflichten auf Grundlage des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG). Eine Zwischenlagerung der angefallenen Abfälle 
über die Dauer der Erschließungs- oder Baumaßnahmen hinaus ist auf Flächen, die nicht 
für diesen Zweck freigegebenen wurden grundsätzlich nicht erlaubt und überdies in 
Abhängigkeit der zu lagernden Mengen bzw. im Falle einer geplanten Behandlung (z.B. 
durch brechen, schreddern o.a.) ggf. nach Bundes-Immissionsschutzgesetz 
genehmigungsbedürftig.

2. Grundsätzlich sind zwei Arten der Entsorgung von Abfällen möglich, Verwertung oder 
Beseitigung. Der Abfallverwertung ist Priorität vor der Abfallablagerung einzuräumen. Erst 
wenn eine Verwertung technisch nicht möglich und wirtschaftlich nicht zumutbar ist, sind 
die Abfälle zu beseitigen.

3. Nach Art und Beschaffenheit werden die Abfälle in gefährliche und nicht gefährliche Abfälle 
eingestuft.

4. Der Nachweis der Entsorgung hat gemäß den Regelungen der Nachweisverordnung zu 
erfolgen.

5. Für den Vollzug und die Überwachung der abfallrechtlichen Regelungen zur Entsorgung 
von gefährlichen Abfällen ist das Referat 74 im Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau 
und Naturschutz in Weimar zuständig.

3.2 Bodenschutz und Altlasten

Die Aussage der Gemeinde, dass es sich bei den Flurstücken um keine 
altlastenverdächtigen Flächen i.S.d. BBodSchG handelt, ist korrekt.

Während Abs. 2 zum Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Boden unter 
Abschnitt 3.2 der Begründung mit Anlagen tendenziell korrekt ist, sollte dieser Absatz 
jedoch wie folgt angepasst werden:
„Sollten sich bei der Vorhabenrealisierung Verdachtsmomente für das Vorliegen bisher 
nicht bekannter schädlicher Bodenveränderungen / Altlasten ergeben, so sind diese im 
Rahmen der Mitwirkungspflicht (§ 2 Thüringer Bodenschutzgesetz (ThürBodSchG)) sofort
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der unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde anzuzeigen. Die weitere Vorgehensweise 
ist mit der unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde abzustimmen."
Dieser Absatz gehört nach Ansicht der unteren Bodenschutz- und Altlastenbehörde auch 
in Teil 4 Hinweise zum Bebauungsplan.

3,3 Brandschutz

Gegen o.g. Vorhaben bestehen von Seiten der zuständigen Brandschutzdienststelle bei 
Einhaltung der Planung keine Bedenken.

Hinweis:

Die Zufahrtstraßen müssen für Feuerwehrfahrzeuge ausreichend befestigt und 
tragfähig sein. Die lichte Breite muss mindestens 3 m betragen. Die Zufahrt ist so 
zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit einer Achslast von bis zu 
10 t und einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden kann.

Für die ausreichende Löschwasserversorgung müssen mindestens 48 m3/h 
(Grundschutz) über einen Zeitraum von 2 Stunden, bei einem Mindestdruck von 
1,5 bar, im Umkreis von 300 m um die Objekte sichergestellt werden.

3.4 Naturschutz

Mit dem vorgelegten Artenschutzfachbeitrag (Anlage 2 der Begründung) wird eine Prüfung 
bezüglich der relevanten Arten vorgenommen. Insbesondere wurde eine Datenrecherche 
vorgenommen. Diese ergab keine Artmeldungen und keine Hinweise auf Wochenstuben 
oder Winterquartiere von Fledermäusen. Gewässer sind im Plangebiet nicht vorhanden, 
weswegen die Artengruppen der Amphibien, Libellen, Krebse, Muscheln und Fische nicht 
weiter betrachtet werden.

In einer Ortsbegehung (07.04.2021) wurde das Plangebiet hinsichtlich der Habitateignung 
eingeschätzt.
Es wird festgestellt, dass europäisch geschützte Pflanzenarten im Plangebiet aufgrund der 
Biotopausstattung nicht zu erwarten sind. Eine Betroffenheit europäisch geschützter 
Reptilien und Schmetterlingsarten wird ebenfalls ausgeschlossen.

Eine Betroffenheit der Haselmaus und von Vogelarten kann nicht ausgeschlossen werden. 
Im Plangebiet befinden sich Gehölze (Feldhecke am nördlichen Ende des Plangebiets), die 
Nistplätze für Frei- und Höhlenbrüter aufweisen bzw. anbieten.

Unter Berücksichtigung von Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen kann im Ergebnis das 
Eintreten der Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgeschlossen werden. 
Diese Einschätzungen werden von der unteren Naturschutzbehörde anerkannt.

Die Schutzmaßnahme S 1 (Einrichtung von Bautabuzonen zum Schutz der angrenzenden 
Gehölzvegetation) und die Vermeidungsmaßnahme V1 (Bauzeitenregelung im Fall von 
Gehölzentfernungen sowie zur Baufeldfreimachung) sind mit ihren entsprechenden 
Erläuterungen als textliche Festsetzungen in den Bebauungsplan aufzunehmen.

Begründung:
Ein Bebauungsplan verliert seine Planrechtfertigung, wenn seiner Umsetzung dauerhaft 
zwingende Vollzugshindernisse entgegenstehen.
Derartige Vollzugshindernisse können sich aus den artenschutzrechtlichen Bestimmungen 
des § 44 BNatSchG ergeben. Weil der B-Plan dauerhaftes Baurecht im Außenbereich
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schafft, müssen die artenschutzrechtlichen Verbote gern. § 44 Abs. 1 BNatSchG in die 
bauleitplanerischen Überlegungen einbezogen werden.

3.5 Bauaufsicht

Die Bauaufsicht nimmt zum oben genannten Bebauungsplanverfahren mit Planstand von 
Juli 2021 wie folgt Stellung:

Grundsätzlich bestehen gegen den Bebauungsplan aus bauplanungsrechtlicher Sicht keine 
Bedenken.

Hinweise:

• Die Festsetzung Nr. 5 (2) sollte insofern ergänzt werden, dass neben Schottergärten 
auch sonstige Stoffe, wie beispielsweise Rindenmulch, unzulässig sind.

• Der Hinweis der unteren Bauaufsichtsbehörde aus der Frühzeitigen Beteiligung nach § 
4 Abs. 1 BauGB zur Offenlage der Bebauungsplanunterlagen im Internet wurde 
eingehalten und am 02.09.2021 überprüft.

3.6 Wasser

Grundwasser

Eine Gefährdung des Grundwassers durch die geplanten Baumaßnahmen bzw. 
Versickerung des Niederschlagswassers auf Grundstücken ist auszuschließen.
Die eingesetzten Baustoffe dürfen keine wasserschädigenden auswaschbare Bestand- teile 
enthalten. Bei allen Arbeiten ist eine Kontamination des Erdreiches mit Mineralölen und 
anderen Wasserschadstoffen sicher zu verhindern.

Abwasserbehandlung und -ableitunq, Niederschlaqswasser

Durch die Bebauung bisher versickerungsfähiger Flächen wird der Anfall von 
Niederschlagswasser wesentlich erhöht und das nutzbare Grundwasserdargebot wird 
geschmälert. Gleichzeitig erhöht sich der Anteil des zum Abfluss gelangenden 
Niederschlagswassers.
Zur Vermeidung negativer Auswirkungen sind die Regelungen der „Richtlinie zur 
Beseitigung von Niederschlagswasser in Thüringen“ zu beachten (Schriftenreihe Nr. 18/96 
der Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie Göschwitzer Straße 41,07745 Jena). 
Insbesondere gilt:
Die Versiegelung der Freiflächen einschließlich der Verkehrsflächen ist durch ökologisch 
sinnvolle Bauweisen möglichst gering zu halten.
Möglichst Beibehaltung des natürlichen Niederschlagswasserabflusses, wenn das 
Niederschlagswasser keine nennenswerte Verschmutzung aufweist, die unbefestigten 
Flächen groß genug sind und der Boden tatsächlich auch wasserdurchlässig ist (so dass 
Niederschlagswasser versickern kann), um das Niederschlagswasser auf natürliche Weise 
aufzunehmen, ohne dass bei Starkregen Schäden durch Überflutung zu befürchten sind. 
Breitflächiges Versickern nicht übermäßig verschmutzten Niederschlagswassers 
(insbesondere auf den Grundstücken) ist unter Beachtung der Randbedingungen der 
„Richtlinie zur Beseitigung des Niederschlagswassers“ (Kap.4) grundsätzlich dem 
punktförmigen Versickern oder der Einleitung in ein Oberflächengewässer vorzuziehen.

Gemäß Thüringer Niederschlagswasserversickerungsverordnung vom 03.04.2002 ist das 
Versickern von Niederschlagswasser unter folgenden Voraussetzungen erlaubnisfrei:

1. außerhalb von Wasserschutzzonen und/oder Altlasten'flächen
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2. keine Verunreinigung durch häuslichen, landwirtschaftlichen, gewerblichen oder 
sonstigen Gebrauch

3. keine Vermischung mit anderem Abwasser oder wassergefährdenden Stoffen
4. keine kupfer-, blei- oder zinkgedeckte Dachflächen
5. kein Grundstück im Industrie- und Gewerbegebiet oder Sondergebiet nach § 11 

Baunutzungsverordnung
6. keine Flächen auf denen mit wassergefährdenden Stoffen, Jauche, Gülle oder 

Silosickersaft umgegangen wird
7. geeignete Versickerungsanlage für eine fiächenhafte Einleitung über eine 

Bodenschicht in das Grundwasser (Geeignet ist eine Versickerungsanlage dann, 
wenn die Bodenschicht im Ober- und Unterboden eine ausreichende 
Wasserdurchlässigkeit aufweist und die Anlage so bemessen ist, dass durch die 
Versickerungsleistung das anfallende Niederschlagswasser auch bei starken 
Niederschlägen vollständig versickern kann und nicht oberflächlich oder seitlich 
abfließt. Die Mächtigkeit der Bodenschicht muss mindestens 30 cm betragen und 
bewachsen sein. Es darf zu keinen Bodenabträgen (Erosionen) oder 
Verschlämmungen führen). Oder

8. Versickerung von nicht verunreinigtem Niederschlagswasser von 
Wohngrundstücken über Rigolen oder horizontale Sickerrohre (Der Abstand 
zwischen der Sohle dieser Versickerungsanlagen und dem höchsten zu 
erwartenden Grundwasserstand muss mindestens 1 m betragen.)

Anlagen der Niederschlagswasserbeseitigung sind nach den einschlägigen Richtlinien (z. 
B. DWA-A 117, ATV-A 128, DWA-A 138, DWA-M 153) zu dimensionieren, zu errichten und 
zu betreiben.

Weicht die Versickerung von den genannten Kriterien ab, so bedarf es einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis gemäß §§ 8 und 9 WHG.

In der Einzelfallprüfung wird geschrieben, dass das anfallende Niederschlagswasser der 
neu zu errichtenden Straße übereinen Regenkanal abgeleitet werden soll.
Eine Regenrückhaltung oder -Versickerung vor Ort ist der Einleitung in den Kanal wenn 
möglich vorzuziehen.

Bohrungen /Erdaufschlüsse

. Bohrungen und Erdaufschlüsse für Wärmepumpen (sowohl Erdwärmesonden-anlagen und 
Erdkollektoren als auch Wasser-Wasser-Wärmepumpenanlagen) zum Beheizen / Kühlen 
der Gebäude unterliegen den Bestimmungen des Grundwasserschutzes und sind 
entsprechend bei der zuständigen Behörde (Untere Wasserbehörde) zu beantragen 
Nach § 49 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) sind Arbeiten, die so tief in den Boden 
eindringen, dass sie sich unmittelbar oder mittelbar auf die Bewegung, die Höhe oder die 
Beschaffenheit des Grundwassers auswirken können, der zuständigen Behörde einen 
Monat vor Beginn der Arbeiten anzuzeigen. Werden bei diesen Arbeiten Stoffe in das 
Grundwasser eingebracht, ist anstelle der Anzeige eine Erlaubnis erforderlich, wenn sich 
das Einbringen nachteilig auf die Grundwasserbeschaffenheit auswirken kann. Dies ist bei 
Erdwärmesonden regelmäßig der Fall.

Allgemeines

Diese Stellungnahme ist bei der weiteren Vorbereitung des Vorhabens zu berücksichtigen. 
Sie gewährt aber allein kein Recht zur Ausübung einer Gewässerbenutzung oder zum 
Umgang mit wassergefährdenden Stoffen. Genehmigungen, Zustimmungen und weitere 
Entscheidungen, die erforderlich sind, müssen unabhängig von dieser Stellungnahme 
eingeholt werden.
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3.7 Bodendenkmalschutz

Mit dem vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes „Auf dem Schafhof II“ ist das 
Thüringer Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie einverstanden. Hinweise und 
Auflagen zu den Belangen der archäologischen Denkmalpflege wurden adäquat in die 
Planunterlagen übernommen.

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag

Blumrodt
Fachdienstleiterin

I
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